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Miet- und Lastenzuschüsse in München 1964 

Das Gesetz· über Wohnbeihilfen vom 
Juli ° 1963 hat den öffentlichen Förde­
rungsmaßnahmen in der W ohnungswirt­
schaft eine neue Richtung gegeben. 
Neben der allgemeinen Kapitalsubven­
tion im sozialen Wohnungsbau wird seit­
her auch der individuellen Förderung 
stärker Rechnung getragen. Die neuen 
Maßnahmen zielen darauf ab," jedem 
Mieter, der die Miete für eine angemes­
sene Wohnung nicht aufbringen kann, 
die Erhalturig eines Mindestmaßes an 

. Wohnraum zu sichern. Auch der Eigen-
. tümer einer Wohnung, der Belastungen 
unvorhergesehen nicht mehr in voller 
Höhe aufbringen kann, soll durch" Lasten­
zuschüs?e dagegen geschützt werden, 
daß" er ein unter finanziellen Opfern er­
worbenes Eigentum wieder verliert. 
Im Rahmen des Gesetzes sind bekannt­
lich ab November 1963 allen Haushalten 
mit Mieten hzw. Belastungen, die über 
eine nach Einkommen und Familien­
größe gestaffelte, zumutbare obere Grenze 
hinausgehen, auf Antrag Miet- und 
Lastenzuschüsse gewährt worden. Aus­
genommen waren nur Mieter und Be­
sitzer freifinanzierter Wohnungen in 
schwarzen Kreisen, u. a. auch in Mün-
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ehen. Diese Einschränkung ist aber 
jüngst durch das Wohngeldgesetz vom 
1. April 1965 beseitigt worden, ab diesem 
Zeitpunkt werden staatliche Miet- und 
Lastenzuschüsse unter der Bezeichnung 
"W ohngeld" in den schwarzen ebenso 
wie in den weißen Kreisen für alle Arten 
von Wohnräumen gewährt. 
Schon das ursprüngliche Gesetz über 
Wohnbeihilfen hat die Durchführung 
einer Halbj ahresstatistik vorgesehen. 
Ausgangspunkt sind Doppel der Bear­
heitungsbogen der Bewilligungsstellen 
in den Stadt- und Landkreisen, die diese 
monatlich bei den zuständigen Statisti­
schen Landesämtern einzureichen haben. 
Die Ingangsetzung der Statistik brachte 
erhebliche Anlaufschwierigkeiten. Schuld 
daran waren die wenig ühersichtlichen 
gesetzlichen Bestimmungen und damit 
zusammenhängende komplizierte Ein­
kommen"s- und Mietberechnungen. In­
folgedessen gab es in München im ersten 
Halhjahr 1964 noch zu viele unerledigte 
Anträge und damit nur wenig brauch­
hare statistische Angaben. Für das ganze 
Jahr 1964 liegt aber jetzt ein umfang­
reiches Auswertungsmaterial über Art 
und Umfang der gewährten Zuschüsse 
und über den Personenkreis der Beihilfe­
empfänger yor, das im folgenden kurz 
kommentiert wird. 
In München wurden 1964 (einschließ­
lich der Anlaufmonate November und 
Dezember 1963) insgesamt 6890 An­
träge (samt Zusatzanträge) a ufW ohn­
beihilfe statistisch erfaßt. In 6011 
Fällen konnte ihre Bearbeitung noch bis 
zum Jahresende ahgeschlossen werden, 
indes 879 noch offen bliehen. In weit 
überwiegender Zahl, nämlich i 11 4532 
Fäll e n, konnten die beantragten Wo h n­
heihilfen auch gewährt werden, sei 
es auf einen Erstantrag hin, sei es im 
Rahmen von Weitergewährungen bzw. 
Antragserneuerungen. Ersthewilligun­
gen allein sind im Laufe des Jahres 3585 
erteilt worden. Weitergewährungen, die 
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in der Regel 12 Monate nach einer Erst­
hewilligung zu entscheiden waren, wur­
den 710mal ausgesprochen und Antrags­
erneuerungen, z. B. anläßlich Haushalts­
vergrößerungen bzw. Mieterhöhungen 
führten in 143 Fällen zu Aufbesserungen 
der Zuschüsse, während umgekehrt in 
94 Fällen Meldungen über Einkommens­
steigerungen oder Haushaltsverkleine­
rungen Herabsetzungen zur Folge hat­
ten. 1479 Beihilfeanträge bzw. An­
tragserneuerungen endeten mit einer 
Ablehnung bzw. Versagung oder 
Entziehung (dar. 60 Entziehungen, 
weil die V oraussetzungen für die Ge­
währung im Laufe des Jahres wieder ent­
fallen waren). 
Ende des letzten Jahres hetrug die Ge­
samtzahl der laufenden Wohnbei­
hilfen 3269, und zwar waren 3212 
Mietbeihilfe- und 57 Lastenzuschußfälle. 
Letztere spielten also eine ganz unter­
geordnete Rolle. Die Auszahlungen 
beliefen sich nach den Abrechnungen der 
s~ädt. Bewilligungsstelle im J ahr 19~4 
einschl. Vorschußzahlungen im Rahmen 
vorläufiger Bescheide auf 1 ,88 Mill. DM, 
und zwar wurden 

1 849 582 DM für Mietbeihilfen und 

30 598 DM für Lastenbeihilfen 

ausbezahlt. 
Der tatsächliche Monatsaufwand für die 
3212 Mietbeihilfen, die Ende des Jahres 
liefen, bezifferte sich auf 128 883 DM. Je 
Fall errechnet sich daraus ein Zuschuß 
von 40 DM im Monat, ein Betrag, der 
allerdings nicht viel Aussagewert hat, 
da die Zuschüsse im einzelnen zwischen 
dem Mindestsatz von 3 DM his über 
200 DM streuten. Aber darüber wird 
noch später einiges zu sagen sein. 
Aufgabe der W ohnheihilfestatistik ist 
es in erster Linie, darüber Aufschluß zu 
gehen, wie sich der Personenkreis der 
Empfänger dieser staatlichen Zuschüsse 
nach Haushaltsgröße, sozialer Stellung 
und nach Einkommensverhältnissen zu-



sammensetzte, und in welchen Größen­
ordnungen sich die Wohnbeihilfen im 
einzelnen bewegten. Zur Klärung dieser 
Fragen wurden sämtliche laufenden Bei­
hilfe fälle 'am Jahresende 1964 (3269) 
einer eingehenden Analyse unterzogen. 
Dabei kam heraus, daß in München rd. 
470/0 der Empfänger der Wohnbei­
hilfen größere Haushalte mit 4 und 
mehr Personen waren, die Hälfte davon 
entfiel auf kinderreiche Haushalte mit 
5 und mehr Personen. Der Zuschußbe­
darf der großen Familien ist ganz offen­
sichtlich am größten gewesen, denn nach 
der Gesamtstruktur der Münchener 
Haushalte wäre bei Haushalten mit 4 
und mehr Personen normalerweise nur 
ein Anteil von etwa 16% zu erwarten 
gewesen (lt. Volkszählung 1961); bei 
Haushalten mit 5 und mehr Personen 
wäre nur ein Anteil von 5,5% in Frage 
gekommen. Unter den Beihilfeempfän­
gern ,waren außerdem auch Einper­
sonenha ushalte relativ stark ver­
treten (21%). Hier hätte man vielleicht 
analog dem hohen Anteil dieser Haus­
halte in der Gesamtstruktur (34%) eher 
eine noch höhere Quote vermuten kön­
nen. Da indes der Großteil der allein­
stehenden Erwerbstätigen rein einkom­
mensmäßig nur selten Wohnbeihilfen 
beansprucht haben dürfte, werden'prak-

EmpC-änger von Wohnbeihilfen nach Haushall8größe 

Stand 31. J2. 1964 

Haushalte mit darunter 

Haushalte mit Wohnbeihilfe mit 
insgesamt Mietbeihilfe 

...• Personen 

I I Zahl % Zahl % 

1 675 20,7 675 21,0 
2 415 12,7 412 12,8 
3 645 19,7 630 19,6 
4 769 23,5 755 23,5 
5 u. mehr 1)765 23,4 740 

I 
23,1 

zusammen 3269 100 3212 100 

1) mit 4397 Personen, d. h. je Haushalt im Durchschnitt 
fast 6 Personen. 
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tisch in der Hauptsache alleinstehende 
Rentenbezieher für eine Inanspruch­
nahme der Beihilfeaktion in Frage ge­
kommen sein. 
Ein Blick auf die Auszählung der Bei­
hilfeempfänger nach ihrer sozialen Stel­
lung (s. Tabelle unten) läßt auch erken­
nen, daß es sich bei der Gruppe der unter­
stützten Einpersonenhaushalte über­
wiegend um Rentner und Pensionäre 
handelt. Im ganzen erhielten sogar 1042 
Rentner ha ushal te mit durchschnitt­
lich 1 bis 2 zugehörigen Personen W ohn­
beihilfen (= % aller Beihilfefälle). Aber 
am häufigsten beanspruchten sie gr.ößere 
Arbeitnehmerhaushalte (durchschnitt­
lich 4 Personen je Haushalt). Fast 2/5 
aller Beihilfefälle ,betrafen Arbei-' 
terfamilien und gut %Angestellten­
und Beamtenhau'shalte zusammen­
genommen (4 Pers. je Haush.). 

Empfänger von WohnbeihiUen nach sozialer SteUung 

Stand 31. 12. 1964 

Soziale 

Stellung 

Selbständige .... 
Beamte ......... 
Angestellte ...... 
Arbeiter, ....... 
Rentner, Pension. 
Sonst. Nicht-

erwerbstätige .. 

zusammen ...... 

Haushalte m. Wohn- dar. mit 
beihilfe insgesamt Miet-

beihilfe 

I
zahll % I. persre~ro I 

msges. Haush. Zahl % 

35 1,1 147 4,2 33 1,0 
475 14,5 1919 4,0 452 14,1 
390 11,9 1559 4,0 373 11,6 

1276 39,0 5398 4,2 1266 39,4 
1042 31,9 1762 1,7 1037 32,3 

51 1,6 128 2,5 51 1,6 

3269 100 10913 3,3 3212 100 

Der Tatbestand, daß die W ohnbeihilfe­
empfänger vorwiegend kinderreiche Ar­
beitnehmerfamilien sowie Rentner und 
Pensionäre waren, bestätigt, daß die 
staatliche Förderungsmaßnahme ent­
sprechend der Absicht des Gesetzgebers 
den sozial schwächeren Bevölkerungs­
kreisen zugute gekommen ist. Nach den 
Einkommensangaben verfügten z. B. 4/5 
- also der Großteil - der kinder­
reichen Mietbeihilfeempfänger 
nur über anrechenbare Fa m i I i e n ein­
kommen zwischen 400 und 800 DM. 



Im ganzen gesehen sind sogar nur 4% 
der 3212 Haushalte, die Mietbeihilfe be­
zogen, über diese Einkommens­
span;ne hinausgekommen. Rd. 35% 
der Beihilfempfänger , und zwar vor­
wiegend 1- bis 3-Personen-Haushalte 
hatten Monatseinkommen unter 400 DM, 
1/5 sogar unter 200 DM (vgl. Übersicht). 
Bei den 37 Beziehern von Lastenbeihilfen 
waren die Einkommensverhältnisse ähn-

. lieh gelagert; es handelte sich bei diesen 
fast ausschließlich um kinderreiche Haus­
halte mit geringem Einkommen. 

Empfänger von Mietheihilfen nach Familir.neinkommen und 
, ' Haushaltsgrö8e 

Stand 31. 12. 1964 

Monati:· 
Empfänger von Mietbeihilfen 

Familien- z::i: I d;Vi" ,Ht:" j"." "I";~ einkommen 

DM 

bis 200 630 19,6 478 126 19 4 3 
201 " 300 253 7,9 147 81 16 4 5 
301 " 400 245 7,6 43 113 49 21 19 
401 " 600 981 30,5 6 87 348 293 247 
601 " 800 979 30,5 1 4 197 430 347 
801 " 1000 105 3,3 - 1 1 3 100 

1001 u. mehr 19 0,6 - - - - 19 

Zusammen Zahl 3212 100 675 412 630 755 740 

% 100 - 21,0 12,8 19,6 23,5 23,1 

Daß in München wie in allen schwarzen 
Kreisen für freifinanzierte Wohnungen 
1964 noch keine Mietbeihilfen gewährt 
wurden, ist schon oben festgestellt wor­
den. Zudem trugen die noch bestehen­
den Mietpreisbindungen 'dazu bei, daß 
die Haushalte in Altbauwohnungen 
kaum untragbare Mietbelastungen zu 
spüren bekamen. Infolgedessen war na­
türlich die Zahl der Münchener Haus­
halte, für die Wohnbeihilfen in Frage 
kamen, relativ kleiner als in den aus der 
Mietpreisbindung entlassenen weißen 
Kreisen. Unter den 3212 Mietbeihilfe­
empfängern, die bei uns Ende 1964 regi­
striert wurden, waren nur knapp 14% 
Mieter von Altbauwohnmigen (siehe 
Tabelle). 86%' der Beihilfen sind Haus­
halten in öffentlich geförderten Wohnun­
gen gewährt worden, d. h. Familien, 

deren Wohnungen bereits schon 'einmal 
beim Bau mit öffentlichen Geldern sub­
ventioniert wurden. Der Grund für den 
überaus hohen Anteil der Sozialwohnun­
gen (fast ausschließlich solche aus dem 
Geltungsbereich des Zweiten W ohnbau­
gesetzes) liegt in den ständig gestiegenen 
Baukosten und den entsprechend davon 
gelaufenen Mietpreisen. 
Es ist bemerkenswert, daß die qm­
Miete bei reichlich 2/3 der Wohnun­
gen, für die eine Mietbeihilfe gewährt 
wurde, zwischen 2 DM bis 3 DM, in 
gut 1/5 der Fälle sogar zwischen 2,50 ~M 
und 3 DM lag. Die Beihilfefälle in Alt­
bauwohnungen häuften sich schon bei 

, wesentlich niedrigeren Mieten. Bei % der 
Fälle waren Mietbeihilfen bei qm-Mieten 
unter 1,50 DM notwendig. Dagegen 
dienten die Wohnbeihilfen für W ohnun­
gen: nach dem Zweiten Wohnbaugesetz 
dazu, wesentlich höhere Mietbelastungen 

. zu mildern. In der Hälfte dieser Fälle 
handelte es sich um qm-Mieten zwischen 
2 DM und 2,50 DM und bei Y4 um solche 
mit Mieten ab 2,50 DM bis 3 DM je qm. 

Empfänger von Mietbeihilfen nach Art und 
qm-Miele der Wohnungen 

Stand 31. 12. 1964 

davon in Wohnungen mit 

Emp- einer qm-Miete von 

fänger, .... DM 
Art der Wohnung 

insge- 11'001 1,"1 ',001 2,50 samt 
unter bis unter 

1,00 1,5012,0012,501 3,00 

Altbauwohnungen 
Zahl 436 20 305 100 9 2 
% 100 4,6 70,0 22,9 2,1 0,4 

Öffentl. geförderte 
N eubauwohnun-
gen 

nach 1. WoBauG 
Zahl 72 1 48 18 4 1 
01 100 1,4 66,7 25,0 5,5 1,4 ,0 

nach H. WoBauG 
Zahl 2704 - 44 431 1570 659 
% 100 - 1,6 15,9 58,1 24,4 

Wohnungen 
insgesamt Zahl 3212 21 397 549 1583 662 

% 100 0,6 12,4 17,1 49,3 20,6 

Zur Frage, in welcher Höhe sich die 
monatlichen Beihilfen im einzelnen be-
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Empfänger von Mietbeihilfen nach der Höhe der Beihilfen 

Stand 31. 12. 1964 

Art der Wohnung 
davon mit einer monatlichen Beihilfe von .... DM 

Empfön- -
10 ger 

insgesamt ~~I Monatliches Familieneinkommen 10 
20 

Altbauwohnungen Zahl 436 206 201 
?-6 100 

Öffentlich geförderte 
47,3 46,1 

Neubauwohnungen 
nach I. WoBauG Zahl 72 47 20 

% 100 65,3 27,7 
nach II. WoBauG Zahl 2704 221 330 

% 100 8,2 12,2 

Wohnungen inSgesamt Zahl 3212 474 551 
% 100 14,8 17,1 

Familieneinkommen DM 
bis 200 Zahl 630 202 142 

% 100 32,1 22,5 
201 bis 300 Zahl 253 53 59 

% 100 20,9 23,3 
301 bis 400 Zahl 245 25 62 

% 100 10,2 25,3 
401 bis 600 Zahl 981 53 88 

% 100 5,4 9,0 
601 bis 800 Zahl 979 121 167 

% 100 12,4 17,1 
801 bis 1000 Zahl 105 17 29 

% 100 16,2 27,6 
1 001 und mehr Zahl 19 3 4, 

% 100 15,8 21,0 

wegten, gibt die letzte Tabelle Auf­
schluß. In Auswirkung der Mietpreis­
_bindungen waren für Altbauwohnun­
gen nicht sonderlich hohe Zuwendungen 
erforderlich. 87 % der Mietbeihilfen für 
diese Wohnungen betrugen wenige:.::_ 
als 20 DM, die Hälfte nicht einmal 
10 DM, nur bei 2% der Fälle lauteten 
die Zuschüsse über 30 DM im Monat. 
Auf etwa gleicher Höhe hielten sich die 
Beihilfen, die für Neubauwohnungen 
nach dem Ersten Wohnbaugesetz ge­
währt wurden. 
Hingegen sind die Abstufungen ,der 
Mietbeihilfen für öffentlich geför­
derte Neubauwohnungen nach dem 
Zweiten Wohnbaugesetz - analog dem 
nach Baujahren sehr unterschiedlich 
hohen Mietpreisniveau dieser W ohnun­
gen - sehr vielfältig gewesen. Nur bei 
1/5 der Fälle beliefen sich die Zuwendun­
gen unter 20 DM im Monat. 2/3 bean­
spruchten Beihilfen von 30 DM auf­
wärts, gut % sogar solche von 60 DM 

I 20 I 30 I 40 I 50 I 60 I 70 I 80 1 90 11001120 
bis unter und 

I 30 I 40 I 50 I 60 I 70 I 80 I 90 I 100 I 120 mehr 

22 5 - 2 - - - - - -
5,0 1,1 - 0,5 - - - - - -

1 2 1 1 - - - - - -
1,4 2,8 1,4 1,4 - - - - - -

349 353 353 359 226 165 129 79 83 57 
12,9 13,0 13,0 13,3 8,4 6,1 4,8 2,9 3,1 2,1 

372 360 354 362 226 165 129 79 83 57 
11,6 11,2 11,0 11,3 7,0 5,1 4,0 2,5 2,6 1,8 

14 42 53 99 22 19 16 _6 12 3 
2,2 6,7 8,4 15,7 3,5 3,0 2,5 1,0 1,9 0,5 

30 37 23 15 12 9 5 2 5 3 
11,9 14,6 -9,1 5,9 4,7 3,6 2,0 0,8 2,0 1,2 
29 16 16 19 14 8 14 7 -21 14 
11,8 6,5 6,5 7,8 5,7 3,3 5,7 2,9 8,6 5,7 

129 118 130 107 106 95 62 42 28 23 
13,2 12,0 13,3 10,9 10,8 9,7 6,3 4,3 2,8 2,3 

146 136 127 113 62 31 29 20 16 11 
14,9 13,9 13,0 11,5 6,3 3,2 3,0 2,0 1,6 1,1 
21 8 4 7 8 2 3 2 i 3 
20,0 7,6 3,8 6,7 7,6 1,9 2,8 1,9 1,0 2,9 

3 3 1 2 2 1 - - - -
15,8 15,8 5,3 10,5 10,5 5,3 - - - -

und mehr ,- Die Beihilfen zugunsten 
-einkommensschwacher Schichten sind 
also gar nicht so mager ausgefallen, 
wie vielfach angenommen wird. Für 
Mieter solcher Wohnungen bedeutet 
z. B. eine 30-DM-Beihilfe praktisch 
soviel wie die Finanzierung der Miet­
kosten eines Wohnraumes (von etwa 
10-15 qni) durch den Staat. Wer sich 
zu guter Letzt noch dafür interessiert, 
in welchem Verhältnis die Beihilfenhöhe 
zum Familieneinkommen stand, findet 
einschlägige Zahlen hierüber in der unte­
ren Hälfte der S chlußtab elle. Die mei­
sten Beihilfen unter 20 DM sind 
zur Mitfinanzierung von Mietver­
hältnis~en der untersten Einkom­
mensgruppe (mit Familieneinko~men 
unter 200 DM) gewährt worden, zu der, 
wie schon oben erwähnt, vorwiegend 
Rentnerhaushalte mit niedriger Renten­
basis gehörten. Indes gab es in dieser 
Gruppe noch eine 2. Häufung der Bei­
hilfen bei etwa 50 DM, und zwar trafen 
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auf r d. 74 der Einkommensbezieher mit 
weniger als 200 DM Mietzuwendungen 
von 40 bis 70 DM im Monat. Hier 
handelte es sich vor allem um die Mit­
finanzierung von Mieten öffentlich ge­
förderter Wohnungen. Bei höheren- Fami-

. lieneinkommen, etwa bis 600 DM verlor 
der Anteil der Beihilfen unter 20 DM 
zusehends an Gewicht und spielte in der 
Einkommensgruppe von 400 bis 600 DM 
nur mehr eine untergeordnete Rolle. 
Dafür häuften sich die Beihilfen von 
50 DM und mehr. Bei Einkommen über 
600 DM war freilich die Notwendigkeit, 
höhere Beihilfen zu gewähren, vielfach 
nicht mehr gegeben. Dieser Tatbestand 
spiegelt sich in der Statistik in einer Zu­
nahme der Häufigkeit der kleinen und 
mittleren Beihilfen unter 50 DM (bei 
Einkommen um 1000 DM Schwerpunkt 

. der Beihilfen unter 30 DM) wider. 
Alles in allem bestätigen aber die Ergeb­
nisse der Wohnbeihilfenstatistik, daß die 
Inanspruchnahme der staatlichen Miet­
und Lastenzuschüsse in München wie 
auch anderwärts relativ gering gewesen 
ist. 

Ende 1964 bezogen knapp %% aller 
Münchener Haushalte Wohnbeihilfen. 
Befürchtungen, die bei ihrer Einführung 
gehegt wurden, daß sich daraus pau­
schale Staatsschenkungen entwickeln 
würden, haben sich also nicht bewahr­
heitet. Selbst nach dem 1. April dieses 
Jahres ist mit der Einführung des W ohn­
geldes auch für freifinanzierte Wohnun­
gen der große Ansturm auf die Wohn­
beihilfensteIle ausgeblieben. Das liegt 
vielleicht daran, daß die Mehrheit der 
Bürger mit ihrer individuellen Woh­
nungssituation selbst fertig zu werden 
sucht. In nicht wenigen Fällen gewähren 
auch Arbeitgeber Mietzuschüsse für ihre 
Arbeitnehmer. Nicht zuletzt dürfte der 
große Ansturm aber ausgeglieben sein, 
weil eine Zuschußgewährung bei An-­
sehung des Familieneinkommens doch 
nur für einen relativ kleinen Kreis von 
Haushalten in Frage gekommen ist. -
Wie sich hier die Besorgnis erregende 
Steigerung der freifinanzierten Mieten, 
die gerade in letzter Zeit wieder festzu­
stellen war, auswirken wird, bleibt abzu­
warten. Dr. Mi. 

Ergänzungen zur Statistik des Baujahres 1964 

Zur Abrundung des Bildes über die Bau­
leistungen in unserer Stadt im Vorjahr, 
das an Hand der ersten Ergebnisse der 
Baustatistik im Märzheft der "Münche­
ner Statistik" gezeichnet wurde, sind im 
folgenden weitere spezielle Tatbestände 
nachgetragen, die bei der feineren Hol­
lerithaufbereitung der Bauzählkarten 
durch das Bayer. Statistische Landesamt 
zum Ausdruck kamen. 

Schon in unserem ersten Bericht ist ge­
zeigt worden, daß die unserer Millionen­
stadt angemessen,en Bauplanungen im 
Hochbau durch weitere Steigerungen 
der Bau- und Bodenpreise gehemmt 
wurden. Die Bauherren waren offen-
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sichtlich bemüht, das was sie 1963 an 
vordringlichen Vorhaben in größerem 
Umfang zurückstellen mußten, wenig­
stens 1964 zu verwirklichen; und so sind 
die Bauanträge im letzten Jahr wieder 
etwas häufiger gestellt worden als 1963. 
Doch bestand nach wie vor ein erheb­
licher Abstand zu dem großen Ansturm 
zu Anfang der 60er Jahre, wie nach­
folgende Zahlenreihen zeigen. 

Jahr 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 

Genehmigte 
Bauten 

3449 
4582 
3523 
2248 
2832 

Aus dem Vorj. übern. Bauvorhaben 
unvollendete Bauten zusammen 

1370 
2516 
3080 
3662 
2103 

4819 
7098 
6603 
5910 
4935 




